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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 
mit Antwort der Landesregierung 

- Drucksache 17/8444 - 

Unterstützt das Land Niedersachsen die Kommunen ausreichend bei der Wahrnehmung  
ihrer Aufgaben im Hochwasserschutz? 

Anfrage des Abgeordneten Martin Bäumer (CDU) an die Landesregierung, 
eingegangen am 10.07.2017, an die Staatskanzlei übersandt am 13.07.2017 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz namens 
der Landesregierung vom 08.08.2017,  
gezeichnet 

Stefan Wenzel  

 

Vorbemerkung des Abgeordneten 

Der Landtag hat in seiner 132. Sitzung am 14.06.2017 die Entschließung „Extremhochwasser-
Ereignisse vorbeugen: Hochwasserschutz in Niedersachsen dauerhaft stärken“ angenommen. In 
der Unterrichtung (Drucksache 17/8289) heißt es, dass das Land Niedersachsen im Hochwasser-
schutz eine Daueraufgabe sehe und ihm höchste Priorität beimesse. Im Jahr 2017 stellt das Land 
für die Verstärkung von Deichen und Hochwasserschutzanlagen 23 Millionen Euro zur Verfügung.  

Aktuell wurde bekannt, dass ein Antrag der Gemeinde Hagen a. T. W. zum Bau des Forellen-
taldamms abgelehnt wurde. 

Unter Bezugnahme auf die Urteile des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs vom 29.01.2016, 
Az. StGH 1, 2 und 3/15, Rn. 46, und vom 22.08.2012, Az. StGH 1/12, Rn. 54-56, weise ich darauf 
hin, dass ich ein hohes Interesse an einer vollständigen Beantwortung meiner Fragen habe, die das 
Wissen und den Kenntnis-/Informationsstand der Ministerien, der ihnen nachgeordneten Landes-
behörden und, soweit die Einzelfrage dazu Anlass gibt, der Behörden der mittelbaren Staatsverwal-
tung aus Akten und nicht aktenförmigen Quellen vollständig wiedergibt. 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Der Hochwasserschutz ist aus fachlicher Sicht eine Querschnittsaufgabe. Die Zuständigkeiten „für 
den Hochwasserschutz“ ergeben sich daher aus unterschiedlichen Rechtsbereichen. 

Gemäß § 2 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sind die 
Gemeinden in ihrem Gebiet die ausschließlichen Träger der gesamten öffentlichen Aufgaben, so-
weit Rechtsvorschriften nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen. Zum eigenen Wirkungskreis 
gehören nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG bei den Gemeinden alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft. Hierzu gehört auch der Hochwasserschutz als Aufgabe des eigenen Wirkungskrei-
ses einschließlich der Pflege, der Erhaltung, der Ertüchtigung und des Neubaus von Hochwasser-
schutzanlagen, soweit die Zuständigkeit für bereits bestehende Anlagen des technischen Hoch-
wasserschutzes nicht bei Dritten liegt. Dies können z. B. Wasser- und Bodenverbände sein, soweit 
der Hochwasserschutz zu ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich gehört. 

Diese Rolle der Kommunen beim örtlichen Hochwasserschutz hat sich bewährt. In den vergange-
nen Jahren ist es bei den Kommunen zu einer Schärfung des Hochwasserbewusstseins gekom- 
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men. Hier zeigen sich die Erfolge der vom Land bei der Hochwasservorsorge eingesetzten Instru-
mente:  

– Ausweisung von Überschwemmungsgebieten,  

– Erarbeitung von Hochwasserschutzplänen und Unterstützung der Kommunen bei der Aufstel-
lung von Hochwasserschutzkonzeptionen an kleinen Gewässern,  

– Bereitstellung von Informationen in Form von Gefahren- und Risikokarten und Stellungnahmen 
des Gewässerkundlichen Landesdienstes nach § 29 des Niedersächsischen Wassergesetzes.  

Diese Instrumente versetzen die Kommunen auch in der Zukunft in die Lage, konkrete Maßnahmen 
in den verschiedenen Handlungsfeldern zu entwickeln, um die bestehenden Hochwasserrisiken zu 
mindern. Im Zuge der Aufstellung der Hochwasserrisikomanagementpläne haben sich die Kommu-
nen überdies weiter mit dem Thema Hochwasserschutz befasst. Dabei ging es ausdrücklich nicht 
nur um den technischen Hochwasserschutz. Vielmehr stehen den Kommunen hierzu vor allem ge-
rade auch die Instrumente des vorsorgenden Hochwasserschutzes - wie die Berücksichtigung der 
Belange des Hochwasserschutzes bei der Bauleitplanung, hochwasserangepasste Bauweisen oder 
auch Verbesserungen bei den Warndiensten und dem Katastrophenschutz - zur Verfügung. 

Darüber hinaus unterstützt das Land die Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch 
die freiwillige Förderung von Vorhaben des Hochwasserschutzes im Binnenland. Diese erfolgt im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel auf der Grundlage der am 04.05.2016 im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt veröffentlichten (Förder-)Richtlinie. Diese Richtlinie unterstützt insbesondere 
den kommunalen Hochwasserschutz, in dem neben technischen Maßnahmen auch „einzugsge-
bietsbezogene Konzeptionen zum Umgang mit den Hochwasserrisiken auf der Grundlage von Zu-
sammenschlüssen mehrerer Kommunen und/oder Verbände“ erstmals gefördert werden. Um die 
Kommunen bei dieser Aufgabe auch fachlich noch stärker zu unterstützen, fördert das Land das 
Projekt „Kommunale InfoBörse Hochwasservorsorge (hib)“ bei der Kommunalen Umwelt-Aktion 
U.A.N. Die hib ist Informationspool, Kommunikationsplattform und Ansprechpartner für Städte und 
Gemeinden in Fragen der Hochwasservorsorge, der EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie 
und der Gefährdung durch Starkregen. Ein Schwerpunkt der Arbeit ist die Gründung, Beratung und 
Begleitung interkommunaler einzugsgebietsbezogener Hochwasserpartnerschaften. 

Für den Hochwasserschutz stellt das Land Niedersachsen in diesem Jahr und im nächsten Jahr 
jeweils 23 Millionen Euro bereit. Die Finanzmittel stammen überwiegend aus der von Bund und 
Land finanzierten Gemeinschaftsaufgabe zur „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ (GAK) einschließlich des Sonderrahmenplans „Präventiver Hochwasserschutz“ sowie 
aus Mitteln des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums. In 
den aktuellen Mittelansätzen sind 2017 und 2018 jeweils 1,643 Millionen Euro Landesmittel enthal-
ten. Zusätzliche Grundlage für die Förderung sind neben der Richtlinie die im GAK-Rahmenplan 
verankerten Fördergrundsätze für wasserwirtschaftliche Maßnahmen, die geltenden EU-Verordnun-
gen mit dem niedersächsischen Programm PFEIL und die Landeshaushaltsordnung. 

Die GAK-Mittel können sowohl als Kofinanzierungsmittel für den ELER als auch allein zur Förde-
rung von Hochwasserschutzvorhaben eingesetzt werden. Die Höhe der zur Kofinanzierung ver-
wendeten Mittel ergibt sich im Zuge des ELER-Verfahrens (Antragsbearbeitung) aus dem Ranking 
sowie im Rahmen der jährlichen Einplanung für das Bau- und Finanzierungsprogramm Hochwas-
serschutz im Binnenland. Eine vorab festgelegte Budgetierung ist nicht möglich, da zum einen das 
Ergebnis des Rankings erst nach der Antragsprüfung bekannt ist und sich zum anderen im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der Maßnahmen unterjährig erhebliche Mittelverschiebungen er-
geben.  

Des Weiteren wurden seit 2013 Mittel aus dem Fonds Aufbauhilfe nach dem Aufbauhilfefonds-
Errichtungsgesetz bewilligt, um die durch das Hochwasser 2013 entstandenen Schäden an der 
wasserwirtschaftlichen Infrastruktur zu beseitigen. Darunter waren 14 Anträge von Kommunen. Da-
von konnten 13 mit einer Gesamtzuwendung in Höhe von rund 1 Million Euro bewilligt werden. Alle 
Maßnahmen wurden bereits umgesetzt. Es steht noch die Prüfung eines letzten kommunalen Ver-
wendungsnachweises aus. 
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1. Welche Höhe an Fördermitteln stellt das Land Niedersachsen den Kommunen im Rah-
men des Hochwasserschutzes für die Jahre 2017 und 2018 zur Verfügung? 

Siehe Vorbemerkung. 

 

2. Welche Fördermöglichkeiten stehen den Kommunen für den Hochwasserschutz zur 
Verfügung? 

Siehe Vorbemerkung. 

 

3. Wie viele Förderanträge zum Hochwasserschutz liegen dem Land aus den Kommunen 
für 2017 vor, und wie hoch sind die beantragten Fördersummen? 

2017 wurden von Kommunen 13 Förderanträge mit einer beantragten Fördersumme in Höhe von 
rund 7,449 Millionen Euro (Finanzbedarf 2017: 4,151 Millionen Euro, Finanzbedarf 2018: 3,298 Mil-
lionen Euro) gestellt.  

 

4. Wie viele Förderanträge mit welchen beantragten Fördersummen hat das Land im Jahr 
2017 bereits abgelehnt? 

Von den 13 gestellten Förderanträgen wurden sechs Förderanträge mit einer beantragten Förder-
summe i. H. v. insgesamt 1,040 Millionen Euro abgelehnt. Diese freiwillige Förderung erfolgt im 
Rahmen der verfügbaren GAK- und Landesmittel unter Berücksichtigung der notwendigen landes-
weiten Prioritätensetzung.  

 

5. Konnte das Land Niedersachsen alle Anträge der Kommunen bewilligen? Falls, nein, 
wie will das Land dem Problem zukünftig begegnen, um flächendeckend ausreichend 
Mittel für den Hochwasserschutz zur Verfügung zu stellen? 

Siehe Vorbemerkung. 

 

6. Wie viele Fördermittel sind bereits für das Jahr 2017 von den Kommunen, die einen po-
sitiven Förderbescheid erhalten haben, abgerufen worden, und ist zu erwarten, dass 
nicht abgerufene Fördermittel im Jahr 2017 noch an andere Kommunen verteilt werden 
können? 

Es wurden bislang keine Fördermittel von Kommunen abgerufen. Dies ist zur Mitte des Jahres nicht 
ungewöhnlich. Erfahrungsgemäß fließen die Fördermittel zum überwiegenden Teil erst im letzten 
Quartal des Jahres ab. Die Zuwendungen sind per Zuwendungsbescheid rechtlich an die Zuwen-
dungsempfänger, hier die Kommunen, gebunden.  

Im Laufe des Jahres rückfließende Mittel werden unter Berücksichtigung der landesweiten Prioritä-
ten bedarfsgerecht auf andere Hochwasserschutzmaßnahmen aufgeteilt. In welchem Umfang hier-
bei auch kommunale Maßnahmen berücksichtigt werden können, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
beantwortet werden. 

 

(Ausgegeben am 11.08.2017) 
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